
Wir freuea uns weiter aufrichtig darüber, daß auch 
unter den Arbeitern und Angestellten in großen Teilen 
der Industrie, in den volkseigenen Betrieben, gleich uns 
auf unserem eigenen Grund und Boden das Bewußtsein 
und das Verlangen seit längerer Zeit immer stärker 
wurde und jetzt im Gesetz verankert ist, daß diese Ar­
beiter und Angestellten gleich uns Herr über ihr eigenes 
Schaffen sind. Wir erkennen, daß sich das Mitbestim­
mungsrecht der Arbeiter, unserer natürlichen Verbün­
deten, an ihrem Arbeitsplatz auch zugunsten der werk­
tätigen Bauern auswirken und das Bündnis der Arbeiter 
und Bauern festigen ward.

So begrüßen wir das Gesetz in seiner Gesamtheit, 
ohne auf einzelne Abschnitte des vorliegenden Gesetzes 
einzugehen, als eine geschichtlich-politische Notwendig­
keit. Wir begrüßen hierbei besonders, daß dieses Gesetz 
am l.Mai, dem Feiertag aller Werktätigen und damit 
auch dem Feiertag der werktätigen Bauern, in Kraft 
treten soll.

Wir wiesen, daß die Hauptlast unseres Wiederauf­
baues nach 1945 auf den Schultern der Werktätigen in 
der Stadt und auf dem Lande lag. Wir erkennen auch 
voll an, daß die Förderung der Aktivistenbewegung im 
Gesetz zu einer nationalen Aufgabe erklärt wird und daß 
durch dieses Gesetz ihrer weiteren Entfaltung auch der 
notwendige Raum freigemacht wird.

Längst ist es auch eine Erkenntnis der Bauern, ins­
besondere der werktätigen Bauern, daß durch erhöhte 
Leistungen und gesteigertes Arbeitstempo unser Wirt­
schaftsaufstieg beschleunigt, unser Lebensstandard ge­
hoben und damit nicht nur uns in der Deutschen Demo­
kratischen Republik, sondern auch unseren Brüdern und 
Schwestern im Westen die Kraft verliehen wird, den ge­
rechten Kampf der Nationalen Front des demokratischen 
Deutschland zu verstärken und uns hierbei weiter die 
Svmpathien aller friedliebenden Völker zu erwerben. 
Damit werden aber auch die Gegensätze in der Entwick­
lung zwischen der Deutschen Demokratischen Republik 
und Westdeutschland für alle Welt deutlich aufgezeigt, 
und auch der letzte ehrlich denkende deutsche Mensch 
wird zu der Erkenntnis gezwungen, daß dieser Weg der 
einzig richtige und mögliche ist.

In diesem Sinne geben wir dem vorliegenden Gesetz 
unsere vollste Zustimmung und sichern ihm aufrichtig 
und freudig unsere volle Unterstützung zu.

(Beifall)

Vizepräsident Rambo:
Das Wort hat jetzt der Herr Abgeordnete Geske.

Abg. Geske (Sozialdem. Frakt.):
Meine Damen und Herren! Als gewerkschaftlicher 

Sprecher der Sozialdemokratischen Fraktion habe idi fol­
gende Erklärung abzugeben:

Wir begrüßen das vorliegende Gesetz der Arbeit: 
denn es enthält die Erfüllung eines großen Teiles der 
seit Jahrzehnten von den Arbeiterparteien und den Ge­
werkschaften angestrebten Ziele. Statt vieler Worte ist 
es am zweckmäßigsten, ausdrücklich auf den ersten Ab­
satz des § 1 des Gesetzes hinzuweisen, der da sagt: 

Jeder Bürger der Deutschen Demokratischen Repu­
blik hat das Recht auf Arbeit. Es muß ihm ein seinen 
Fähigkeiten entsprechender und zumutbarer Arbeits­
platz nachgewiesen werden.

Nach dieser Erklärung hat kein Bürger der Deutschen 
Demokratischen Republik im Gegensatz zu der ver­
schwommenen Verfassung der Bonner Separatistenregie' 
rung Veranlassung, um seine wirtschaftliche Existenz 
besorgt zu sein. Dieses Gesetz dm Verbindung mit dem 
Volkswirtschaftsplan 1950 wird auch für später die sach­
lichen Garantien geben, welche den taghellen Unter­
schied zwischen gesetzlichen Realitäten und dunklen,

mysteriösen Versprechungen zur Linderung der Wirt­
schaftsnöte, wie solche beispielsweise gestern der soge­
nannte Bundeskanzler, Herr Konrad Adenauer, hier in 
Berlin abgegeben hat, aufzeigen.

Die Sozialdemokratische Fraktion stimmt deshalb, wie 
bereits bei der Mitarbeit in den Ausschüssen zum Aus­
druck gebracht wurde, dem Gesetzentwurf vollinhaltlich 
zu und hofft zuversichtlich, Gelegenheit zu haben, bei 
der Durchführung dieses Gesetzes beteiligt zu werden.

(Lebhafter Beifall)

Vizepräsident Rambo:
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Reinwarth.

Abg. Reinwarth (NDPD):
Meine Damen und Herren! Das zur Beratung stehende 

Gesetz wird auch von meiner Fraktion als eines der be­
deutungsvollsten Gesetze angesehen, die von diesem 
Hause verabschiedet worden sind. Das Gesetz spricht von 
Arbeit und vom arbeitenden Menschen. Die Quelle des 
Wohlstandes einer jeden Nation ist die Leistung seiner 
arbeitenden Menschen, und die Frage des Friedens in 
einer Nation ist untrennbar mit der Frage verbunden, in 
welcher Weise die schaffenden Menschen Anteil an den 
durch ihre Leistung geschaffenen Werten haben.

Das vorliegende Gesetz zeugt davon, daß die Reqie- 
rung der Deutschen Demokratischen Republik eine höchst 
verantwortungsvolle nationale Arbeit leistet. Denn dieses 
Gesetz dient der Förderung und der Pflege der Arbeits­
kräfte, der Verbesserung der Lebenslage der werktätigen 
Bevölkerung und damit dem zukünftigen Wohlstand un­
serer Nation, indem es das durch unsere demokratischen 
Reformen erreichte neue Verhältnis unserer Schaffenden 
zu ihrer Arbeit zum Gesetz erhebt, indem es durch die 
Verankerung des Mitbestimmungsrechtes die Mitverant­
wortung der breiten schaffenden Schichten unseres Vol­
kes sichert. Es dient der Befriedung unserer Nation, in­
dem es durch die Gewährleistung einer ständinen Hebung 
des Reallohnes den Arbeitern und Angestellten den 
ihnen gemäß ihrer Leistung zukommenden Anteil am 
Volkseinkommen sichert. Damit wird die große Wende, 
die mit der Schaffung der Deutschen Demokratischen 
Republik in der Geschichte des deuts.hen Volkes erreicht 
worden ist, einmal mehr sichtbar. Im Rahmen unserer 
Wirtschaftsplanung wird nach diesem Gesotz in Zukunft 
auch das Lohnoefüge für jedes Jahr gemäß dem ständig 
wachsenden Volkseinkommen geplant. Jedem deutschen 
Bürger wird durch dieses Gesetz das Recht auf Arbeit 
garantiert, und mit diesem Gesetz und dem Volkswirt­
schaftsplan werden die Voraussetzungen dafür ge­
schaffen, daß Erwerbslosigkeit zu einem Beariff wird, den 
unsere Jugend in Zukunft nur noch vom Hörensagen
kennt. m .. ,,,(Beifall)

Wer an die 7 Millionen Erwerbslosen der Weimarer 
Zeit zurückdenkt, wer die Verhältnisse in Westdeutsch­
land und in Westberlin sieht, weiß, welch eine unge­
heure Belastung das Gespenst des Arbeitslosenheeres 
für die schaffenden Menschen und für ein Volk bedeutet, 
welche Unsicherheit des Lebens, welche Verelendung, 
welchen Lohndruck und welche Lohnkämpfe dieses Ge­
spenst für ein Volk mit sich bringt. Erwerbslosigkeit be­
deutet Friedlosigkeit, denn sie ist der Ausdruck wirt­
schaftlicher Unvernunft, der Ausdruck der Herrschaft von 
Großverdienern, von Ausplünderern, die auf der Ja ad 
nach Reichtum Krieg gegen das eigene schaffende Volk 
führen, um am Ende ihre bankrotte Politik mit dem 
Krieg gegen andere Völker fortzusetzen und ins Maß­
lose zu steigern. Die deutschen Arbeiter und Angestell­
ten haben in der Vergangenheit und noch heute in West­
deutschland die größte Last einer solchen bankrotten Po­
litik auf sich nehmen müssen. Der westdeutsche Arbeits-
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